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Beamtendienstrecht, Auszug 

Sabbatical 

§ 78e. (1) Der Beamte kann auf Antrag für einen Zeitraum von mindestens sechs und 

höchstens zwölf Monaten gegen anteilige Bezugskürzung innerhalb einer Rahmenzeit von 

zwei bis fünf vollen Jahren vom Dienst freigestellt werden, wenn 

1. keine wichtigen dienstlichen Gründe entgegenstehen und 

2. der Beamte seit mindestens fünf Jahren im Bundesdienst steht. 

(2) Der Antrag hat den Beginn und die Dauer der Rahmenzeit zu enthalten. Beginn und Ende 

der Freistellung sind schriftlich zwischen Antragsteller und Dienstbehörde zu vereinbaren. 

Die Dienstbehörde darf eine derartige Vereinbarung nicht eingehen, wenn eine für die Dauer 

der Freistellung erforderliche Vertretung voraussichtlich weder durch einen geeigneten 

vorhandenen Bundesbediensteten noch durch einen ausschließlich zum Zweck dieser 

Vertretung in ein befristetes vertragliches Dienstverhältnis aufzunehmenden geeigneten 

Bundesbediensteten wahrgenommen werden können wird. Kommt eine Vereinbarung aus 

diesem Grund nicht zustande, ist der Antrag abzuweisen. 

(3) Die Freistellung darf im Falle einer zwei- oder dreijährigen Rahmenzeit erst nach 

Zurücklegung einer einjährigen und im Falle einer vier- oder fünfjährigen Rahmenzeit erst 

nach Zurücklegung einer zweijährigen Dienstleistungszeit angetreten werden. Sie ist ungeteilt 

zu verbrauchen. Der Beamte darf während der Freistellung nicht zur Dienstleistung 

herangezogen werden. 

(4) Während der übrigen Rahmenzeit (Dienstleistungszeit) hat der Beamte entsprechend 

demjenigen Beschäftigungsausmaß, das für ihn ohne Sabbatical gelten würde, Dienst zu 

leisten. 

(5) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des Beamten das Sabbatical widerrufen oder beenden, 

wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. 

(6) Das Sabbatical endet bei 

1. Karenzurlaub oder Karenz, 

2. gänzlicher Dienstfreistellung oder Außerdienststellung, 

3. Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst, 

4. Suspendierung, 

5. unentschuldigter Abwesenheit vom Dienst oder 

6. Beschäftigungsverbot nach dem MSchG, sobald feststeht, dass der jeweilige Anlass die 

Dauer eines Monats überschreitet. 

 

 

§ 12g GehG Bezüge während des Sabbaticals 

  

(1) Für die Dauer der Rahmenzeit nach § 78e BDG 1979 gebührt dem Beamten der 

Monatsbezug in dem Ausmaß, das 

 

1. seiner besoldungsrechtlichen Stellung und 
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2. dem Anteil der Dienstleistungszeit an der gesamten Rahmenzeit 

 

entspricht. 

 

(2) Der Anspruch auf allfällige Nebengebühren, Vergütungen, Funktionsabgeltungen und 

Verwendungsabgeltungen besteht während der Dienstleistungszeit in demjenigen Ausmaß, in 

dem sie gebühren würden, wenn kein Sabbatical nach § 78e BDG 1979 gewährt worden wäre. 

Während der Freistellung besteht – abgesehen von einer allfälligen Jubiläumszuwendung - 

kein Anspruch auf Nebengebühren, Vergütungen, Funktionsabgeltungen und 

Verwendungsabgeltungen. 

 

(3) Besteht während der Dienstleistungszeit ein unterschiedliches Ausmaß der 

Wochendienstzeit oder ändert sich dieses während der Dienstleistungszeit, ist Abs. 1 mit der 

Maßgabe anzuwenden, dass der Monatsbezug während der (restlichen) Dienstleistungszeit bei 

möglichst gleichmäßiger Aufteilung über die (restliche) Rahmenzeit höchstens in dem 

Ausmaß gebührt, das der jeweiligen tatsächlichen Wochendienstzeit entspricht. Wird die 

Freistellung vorzeitig beendet, so sind die Bezüge entsprechend der Dauer der abgelaufenen 

Rahmenzeit abzurechnen. Gegen eine sich daraus allenfalls ergebende Bundesforderung kann 

Empfang in gutem Glauben nicht eingewendet werden. 

 

(4) Wird das Sabbatical vorzeitig beendet, sind die während des abgelaufenen Teiles der 

Rahmenzeit gebührenden Bezüge unter Berücksichtigung der bis zur Beendigung tatsächlich 

erbrachten Dienstleistung neu zu berechnen. Eine sich daraus allenfalls ergebende 

Bundesforderung ist, sofern möglich, unter Anwendung des § 13a bzw. § 39 des 

Pensionsgesetzes 1965 durch Abzug von den Bezügen bzw. Ruhebezügen des Beamten 

hereinzubringen. Gegen eine solche Bundesforderung kann Empfang in gutem Glauben nicht 

eingewendet werden. Ist eine Hereinbringung durch Abzug von den Bezügen oder 

Ruhebezügen nicht möglich, so ist die Ersatzpflicht durch Bescheid festzusetzen. Solche 

Bescheide sind nach dem VVG, BGBl. Nr. 53/1991, zu vollstrecken. Besteht wegen Karenz 

kein Anspruch auf Bezüge, ist die Bundesforderung auf Antrag bis zum Wiederantritt des 

Dienstes zu stunden. 

 

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind auf Lehrer mit folgenden Abweichungen anzuwenden: 

 

1. An die Stelle der Wochendienstzeit tritt die Lehrverpflichtung. 

2. Auf die nach Abschnitt V dieses Bundesgesetzes gebührenden Dienstzulagen und 

Ergänzungszulagen und auf die Erzieherzulage ist die Aliquotierungsbestimmung des Abs. 1 

nicht anzuwenden. 

3. Während der Freistellung gebühren die in Z 2 angeführten Zulagen nicht. 

 

(6) Abs. 5 Z 2 und 3 ist auch auf die Dienstzulage nach § 52 Abs. 1 anzuwenden. 

 

 

Zusatz für LehrerInnen 

 

§ 213a. § 78e ist auf Lehrer mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Rahmenzeit und die 

Freistellung volle Schuljahre zu umfassen haben. Als Schuljahr gilt dabei jeweils der 

Zeitraum vom 1. September bis zum 31. August. 
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Freistellungen 

§ 160. (1) Den Universitätslehrern kann für Forschungs- bzw. Lehrzwecke (für Zwecke der 

Entwicklung und Erschließung der Künste), die in ihren wissenschaftlichen (künstlerischen) 

Aufgaben begründet sind, eine Freistellung von jenen Dienstpflichten gewährt werden, die 

ihre Anwesenheit an der Universitätseinrichtung erfordern. 

(2) Eine solche Freistellung kann unter Beibehaltung der Bezüge oder unter Entfall der 

Bezüge gewährt werden. Freistellungen unter Entfall der Bezüge sind für die Vorrückung und 

für den Ruhegenuss zu berücksichtigen, soweit sie eine Gesamtdauer von fünf Jahren nicht 

übersteigen. Dieser Zeitraum erhöht sich um die Zeit, in der ein Universitätslehrer in einem 

Arbeitsverhältnis als Universitätsprofessor gemäß § 97 Abs. 1 des Universitätsgesetzes 2002 

zu einer Universität steht, längstens jedoch auf 15 Jahre. 

(3) Bei der Anwendung des Abs. 2 ist auf vermögenswerte Leistungen, die der 

Universitätslehrer auf Grund einer während der Freistellung ausgeübten Tätigkeit oder im 

Zusammenhang mit der Freistellung erhält, und notwendige Mehraufwendungen aus Anlaß 

der Freistellung Bedacht zu nehmen. 

 

 

 

 

VBG, Auszug 
 

§ 20a VBG Sabbatical  

 

 Gesetzestext (Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 1. Juli 2011) 

 

(1) Mit einem Vertragsbediensteten kann eine Dienstfreistellung in der Dauer von mindestens 

sechs und höchstens zwölf Monaten gegen anteilige Kürzung der Bezüge innerhalb einer 

Rahmenzeit von zwei bis fünf vollen Jahren vereinbart werden, wenn 

1. keine wichtigen dienstlichen Gründe entgegenstehen und 

2. der Vertragsbedienstete seit mindestens fünf Jahren im Bundesdienst steht. 

(2) Beginn und Dauer der Rahmenzeit sowie Beginn und Ende der Freistellung sind 

schriftlich zwischen Vertragsbediensteten und Personalstelle zu vereinbaren. Die 

Personalstelle darf eine derartige Vereinbarung nicht eingehen, wenn für die Dauer der 

Freistellung voraussichtlich eine Vertretung erforderlich sein wird und nicht gewährleistet ist, 

dass die erforderliche Vertretung entweder durch einen geeigneten vorhandenen 

Bundesbediensteten oder durch einen ausschließlich zum Zweck dieser Vertretung in ein 

befristetes vertragliches Dienstverhältnis aufzunehmenden geeigneten Bundesbediensteten 

wahrgenommen werden können wird. 

(3) Die Freistellung darf im Falle einer zwei- oder dreijährigen Rahmenzeit erst nach 

Zurücklegung einer einjährigen und im Falle einer vier- oder fünfjährigen Rahmenzeit erst 

nach Zurücklegung einer zweijährigen Dienstleistungszeit angetreten werden. Sie ist ungeteilt 

zu verbrauchen. Der Vertragsbedienstete darf während der Freistellung nicht zur 

Dienstleistung herangezogen werden. 
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(4) Während der übrigen Rahmenzeit (Dienstleistungszeit) hat der Vertragsbedienstete 

entsprechend demjenigen Beschäftigungsausmaß, das für ihn ohne Sabbatical gelten würde, 

Dienst zu leisten. 

(5) Auf Ansuchen des Vertragsbediensteten kann das Sabbatical beendet werden, wenn keine 

wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. 

(6) Das Sabbatical endet bei 

1. Karenzurlaub oder Karenz, 

2. gänzlicher Dienstfreistellung oder Außerdienststellung, 

3. Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst, 

4. Suspendierung, 

5. unentschuldigter Abwesenheit vom Dienst oder 

6. Beschäftigungsverbot nach dem MSchG, 

sobald feststeht, dass der jeweilige Anlass die Dauer eines Monats überschreitet. 

 

 

§ 20b VBG Bezüge während des Sabbaticals  

 

(1) Für die Dauer der Rahmenzeit nach § 20a gebührt dem Vertragsbediensteten das 

Monatsentgelt in dem Ausmaß, das 

1. seiner besoldungsrechtlichen Stellung und 

2. dem Anteil der Dienstleistungszeit an der gesamten Rahmenzeit 

entspricht. 

(2) Der Anspruch auf allfällige Nebengebühren, Vergütungen und Abgeltungen besteht 

während der Dienstleistungszeit in demjenigen Ausmaß, in dem sie gebühren würden, wenn 

kein Sabbatical nach § 20a gewährt worden wäre. Während der Freistellung besteht kein 

Anspruch auf Nebengebühren, Vergütungen und Abgeltungen abgesehen von einer allfälligen 

Jubiläumszuwendung. 

(3) Besteht während der Dienstleistungszeit ein unterschiedliches Beschäftigungsausmaß oder 

ändert sich dieses während der Dienstleistungszeit, ist Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, 

dass das Monatsentgelt während der (restlichen) Dienstleistungszeit bei möglichst 

gleichmäßiger Aufteilung über die (restliche) Rahmenzeit höchstens in dem Ausmaß gebührt, 

das dem jeweiligen Beschäftigungsausmaß entspricht. Wird die Freistellung vorzeitig 

beendet, so sind die Bezüge entsprechend der Dauer der abgelaufenen Rahmenzeit 

abzurechnen. Gegen eine sich daraus allenfalls ergebende Bundesforderung kann Empfang in 

gutem Glauben nicht eingewendet werden. 

(4) Wird das Sabbatical vorzeitig beendet, sind die während des abgelaufenen Teiles der 

Rahmenzeit gebührenden Bezüge unter Berücksichtigung der bis zur Beendigung tatsächlich 

erbrachten Dienstleistung neu zu berechnen. Eine sich daraus allenfalls ergebende 

Bundesforderung ist, sofern möglich, durch Abzug von den Bezügen des 

Vertragsbediensteten hereinzubringen. Gegen eine solche Bundesforderung kann Verbrauch 

in gutem Glauben nicht eingewendet werden. Besteht wegen Karenz kein Anspruch auf 

Bezüge, ist die Bundesforderung auf Antrag bis zum Wiederantritt des Dienstes zu stunden. 

(5) Abs. 4 ist nicht anzuwenden, wenn der Vertragsbedienstete unmittelbar nach Beendigung 

des vertraglichen Dienstverhältnisses in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 

aufgenommen wird. In diesem Fall ist das Sabbatical nach den für Beamte geltenden 

Bestimmungen weiterzuführen. 

 

 

 

Zusatz für LehrerInnen 
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§ 47a VBG Sabbatical  

 

Die §§ 20a und 20b sind auf Vertragslehrer des Entlohnungsschemas I L mit folgenden 

Abweichungen anzuwenden: 

1. Die Rahmenzeit und die Freistellung haben grundsätzlich volle Schuljahre zu umfassen. 

Als Schuljahr gilt dabei jeweils der Zeitraum vom 1. September bis zum 31. August. 

2. Auf die nach Abschnitt V des Gehaltsgesetzes 1956 gebührenden Dienstzulagen und 

Ergänzungszulagen und auf die Erzieherzulage ist die Aliquotierungsbestimmung des § 20b 

Abs. 1 nicht anzuwenden. 

3. Während der Freistellung gebühren die in Z 2 angeführten Zulagen nicht. 

 

Freistellung 

§ 49d. (1) Der Rektor kann Universitätslehrern für Forschungs- bzw. Lehrzwecke (für 

Zwecke der Entwicklung und Erschließung der Künste), die in ihren wissenschaftlichen 

(künstlerischen) Aufgaben begründet sind, eine Freistellung von jenen Dienstpflichten 

gewähren, die ihre Anwesenheit an der Universität erfordern. 

(2) Eine Freistellung nach Abs. 1 kann unter Beibehaltung der Bezüge oder unter Entfall der 

Bezüge gewährt werden. Freistellungen unter Entfall der Bezüge sind für Rechte, die von der 

Dauer des Dienstverhältnisses abhängig sind, zu berücksichtigen. 

(3) Bei der Anwendung des Abs. 2 ist auf vermögenswerte Leistungen, die der 

Universitätslehrer auf Grund einer während der Freistellung ausgeübten Tätigkeit oder im 

Zusammenhang mit der Freistellung erhält, und notwendige Mehraufwendungen aus Anlass 

der Freistellung Bedacht zu nehmen. 

 

Karenzurlaub (wird z.B. an der Uni Innsbruck für Bildungskarenz angewendet) 

 

§ 29b. (1) Dem Vertragsbediensteten kann auf Antrag ein Urlaub unter Entfall der Bezüge 

(Karenzurlaub) gewährt werden, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. 

 

(2) Ein Vertragsbediensteter, 

1.mit dem ein befristetes Dienstverhältnis zu einem Land oder zur Gemeinde Wien als 

Mitglied eines unabhängigen Verwaltungssenates begründet wird oder 

 

2.der befristet zum Mitglied eines Organes einer zwischenstaatlichen Einrichtung über 

Vorschlag der oder im Einvernehmen mit der Republik Österreich bestellt wird oder 

 

3.der zum Vizepräsidenten eines Landesschulrates oder des Stadtschulrates Wien bestellt wird 

oder 

 

4.der mit der Funktion eines Generalsekretärs gemäß § 7 Abs. 11 des 

Bundesministeriengesetzes 1986, BGBl. Nr. 76, für einen fünf Jahre nicht übersteigenden 

Zeitraum durch Dienstvertrag betraut wird, wobei neuerliche Betrauungen zulässig sind oder 

 

5.der zum Rektor gemäß § 23 des Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, oder 

hauptamtlichen Vizerektor gemäß § 24 des Universitätsgesetzes 2002 einer Universität 

gewählt wird oder 
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6.der zum Rektor oder Vizerektor einer Pädagogischen Hochschule gemäß § 1 Abs. 1 oder § 4 

Abs. 1 Z 1 des Hochschulgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 30/2006, bestellt wird, 

 

ist für die Dauer der Mitgliedschaft zum unabhängigen Verwaltungssenat oder zu einem 

Organ einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder der Bestellung zum Vizepräsidenten oder 

der Betrauung mit der Funktion eines Generalsekretärs oder der Ausübung der Funktion als 

Rektor oder als hauptamtlicher Vizerektor einer Universität oder der Ausübung der Funktion 

als Rektor oder als Vizerektor einer Pädagogischen Hochschule gegen Entfall der Bezüge 

beurlaubt. 

 

(3) Ein Karenzurlaub endet spätestens mit Ablauf des Kalendermonates, in dem er gemeinsam 

mit früheren Karenzurlauben oder Freistellungen nach § 160 Abs. 2 BDG 1979 eine 

Gesamtdauer von zehn Jahren erreicht. Auf die Gesamtdauer von zehn Jahren sind frühere, 

nach dienstrechtlichen Vorschriften des Bundes gewährte Karenzurlaube anzurechnen, 

ausgenommen Zeiten von Karenzen nach dem MSchG oder dem VKG. 

 

(4) Abs. 3 gilt nicht für Karenzurlaube, 

1.die zur Betreuung 

a)eines eigenen Kindes, 

b)eines Wahl- oder Pflegekindes oder 

c)eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des Vertragsbediensteten angehört und für dessen 

Unterhalt überwiegend er und (oder) sein Ehegatte aufkommen, längstens bis zum Beginn der 

Schulpflicht des betreffenden Kindes gewährt worden sind, 

 

2.auf die ein Rechtsanspruch besteht oder 

 

3.die kraft Gesetzes eintreten. 

 

(5) Abs. 2 Z 1 und § 30 Abs. 1 Z 7 sind auf alle Bundesbediensteten, nicht jedoch auf Beamte, 

anzuwenden. 

 

 


